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trage Windthorſt und nimmt den Geſetzentwurf in 
dieſer veränderten Jaſſung an. 


» 


ns Antrages aus, 


für ihn unannehmbae 


den und die Verwaltungsgerichtg Behörden im 


| Abend⸗Ausgabe. 


Landtags⸗ Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
35. Sitzung vom 13. Januar. 

i Bräflvent v. Köller eröffnet die Sitzung 
am 111], Uhr. 

Am Mintſtertiſch: Dr. Lucins, Graf zu Eulen 
burg und mehrere Regierungs⸗Kommiſſarien. 

Tagesordnung: | 

I. Dritte Berathung des Geſetzentwurfes be⸗ 
treffend das Höferecht im Kreife Herzogthum Lauen⸗ 
burg. 5 
Abg. Freſherr van Schorlemer⸗Alſt: 
Der Herr Mintſler habe gejagt, daß ſich die läud⸗ 
lichen Beſitzungen in Weſtfalen in langen Jahren 
nut um 12 Höfe vermindert hätten. Eine neuere 
Denfſchrift ergebe aber, daß in den drei Jahren 
von 1863 bis 1867 die Bauernhöfe in Weſtfalen 
ſich um 437 und in Folge von Konſolidationen um 
169, alſo im Gauzen um 606 Höfe vermindert 
hätten; ebenſo hätten ſich die pannfählgen Nah ⸗ 
rungen in Weſtfalen in dleſer Zeit um 799 ver 
mindert. 


Landwirthſchaftsminiſter Dr. Lucius will 
die Angaben des Vorredners nicht in Zweifel ſtel⸗ 
len, führt aber an der. Hand einer eingehenden 
Statiſtit aus, daß in den Jahren von 1870 bie 
1879 in der Provinz Weſtfalen im Ganzen 319 
ſpannfüßige Banernwirthſchaften mit 7102 Hekra⸗ 
ten gebildet wurden und daß dieſe gegenüber den 
eingegangenen Wirthſchaſten immer noch tine Zu 
nahme von 25 utuen Höfen bildeten. Er habt 
daher neulich mit vollem Rechte jagen können, daß 
die Verhältuiſſe in Weſtfalen nicht jo beſorgniß⸗ 
erregend ſeien, als der Abg von Schorlemer neu 

erer 
Altg. Bectherr von Shoriemer- MIR 
behauptet, daß trotzben cin Rückgang in der Be⸗ 
kerung der ländlichen Diſtrikte ſtattgefunden. 
e Bevölltrungezunayme ſei nur in den Ja⸗ 
duſtriebeztrken zu konſtatiren. Die weſtfällſchen Be- 
amten ſeſen meiſt Ausländer (Widerſpruch) und 
kennen die dortigen Berhäliniſſe nicht, daher ihre 
unzutreffenden Berichte. Die ſich neu bildenden 
ſpaunfähtgen Nahrungen gingen überhaupt imme! 
nach eln paar Jahren wieder ein, deun fie fielen in 
die Hände der Wucherer. So könne man ſchon zu 
großen Zahlen kommen. 

Bet der Spezialberathung werden die 98 1 
bis 4 unverändert genehmigt 

Den § 5 beantragt Abg. Dr. Windt⸗ 
borft in der Faſſurg der Regierungevorlage wie 
derherzuſtellen und demſelben folgenden Zuſatz zu 
geben: „Landſagsfähige Rittergüter Find nicht ein- 
tragungs ählg.“ — 

Minister Dr. Friedberg widerſpricht die⸗ 
ſem Antrage, da die Annahme deſſelben eine noch 
malige Beratgung im Herrenhauſe nothwendig ma⸗ 
chen würde. 

Das Haus beſchließt jedoch nach dem An⸗ 


I 


II. Zweite Berathung des Geſetzen twurſes 
über bie Zuſtändigkelt der Verwaltungs behörden und 
der Verwaltungs gerich'e. g 

Es wied zunächſt die Ueberſchrift des Geſetz⸗ 
entwurfes, zu welchem ein Amendewent des Abg. 
Dr. Hänel vorliegt, zur Diskuſſten geſtellt. Die- 
ed Amendement geht dahin, an Stelle der Ueber⸗ 
ſchrift und der Einleitung der gegenwärtigen Bor- 
lage zu fegen : 

„Eatwurf eines Geſetzes über die Rrbaktton 
und Abänderung lee Gſißes vom 26. Juli 1876, 
betreffend die Zuftändigkett der Berwaltungsbthör⸗ 


Weltunge bertiche der Provinzlaleronung vom 29. 
Juni 1875. 

(mer hat Ag Dr. Hänel eine Reihe 
von Abänderungsanträgen eingebracht, welche ſich 
aaf das Geſeß von 26. Juli 1876 beztehen und 
über weicht zugleich dle allgemeine Beſprechung mit 
eröffnet wird) 

Abg. Br. Hänel füpıt zur Begründung ſel⸗ 
daß der Entwurf, wie er aus 
der Ko nmiſſion hervorgegangen fel, ſchlechterdings 

5 5 ſtl. Die Kommiſſions⸗Bera⸗ 
Hung babe n Schritt für Schrilt von einer mil- 
teren Auffaſſung abgedrängt und in davon über⸗ 


zeugt, daß das Geſeßz in der norktegenben FJaſſung 


die Selb ſtverweltun 


5 g. zu fördern aufer Standr fe} vatieen halten gewarnt, aber ſie könnten die Geſetz⸗ 
auf eine Berſtärkung der Beam, gebung nicht in Frage ſtellen. 


Ueberall foße man 
nußlerarchte, auf eine Zet ückdr 


Abonneme 51 für Siettin monatlich 50 Pfennige, 
mit Trägerlohn 70 Pfennige, auf der Poſt viertelfährlih 2 Mark, 
mit Land briefträgergeld 2 Mark 50 Pfennige. 


Stettiner. 


aus, für dieſe Art von Geſetzgebung habe er keln 


lichen Selbſtverwaltung. Aber auch eine Reihe von 
Allein dleſe 
Rückbildung der einzelnen Punkte würde ihn noch 
immer nicht berechtigt haben, einzelne Amendements 
in ſtellen. Er und ſeine polttiſchen Fetunde hätten 
seinerzeit für das Kos petenzgeſetz gearbeitet und 


Klauſeln rege zu großen Bedenken an 


geſtimmt; fie hätten die Grundlage der Verwal⸗ 
tungs- Organiſation gebilligt und deshalb könaten 
fie ſich nicht der Aufgabe entziehen, die nesorgant- 
firten Verwaltungs körper in Aktivität zu ſetzen. Weil 
die Fortſchrittspartet eine gebundene Marſchroute 
habe, weil fie anerkennen müſſe, daß nach Maßgabe 
der neueren Organtjation gewiſſe Anordnungen noth⸗ 
wendig Ind, deshalb habe er ſich für verpflichtet gehalten, 
den Standpunkt, den feine Partei einnehme, in 
einem poſttioen Antrag niederzulegen. Sein An: 
trag gehe von einem doppelten Geſichtspunkte aus: 
er wolle zunächſt die Uebertragung des alten Kom⸗ 
petenzgeſetzes zur Zelt auf die neuen Provinzen ver- 
hindern : er wolle den Regierungeentwurf in ſeinem 
Heltungs brieiche beſchränken auf die alten Provin 
sen. Das jet der erſte Grund; der zweite Grund⸗ 
gedanke jet der, daß er das frgt beſtehende Kompe⸗ 
tenzgeſetz jo lange als irgend möglich intakt erhal 
ten will und daſſelbe nur inſo welt ändere, als ee 
unabwelslich nothwendig if. Redner geht nun⸗ 
mehr auf dieſe beiden Punkte ſehr ausführlich ein. 
Vor Allem trete ihm die Thatſache entgegen, daß 
tine Nothwendigkett, das Kompelenzgeſetz jetzt be⸗ 
reits auf die neuen Provinzen auszudehnen, ſchlich 
terbings nicht vorliegt. Man mache einen Geſeg⸗ 
entwurf, der in demſelben Augenblick, wo er auf die 
neuen Provinzen ühertragen wird, bereits Aende⸗ 
rungen noihwendig macht. Die Vorlage im Ela⸗ 
selnen kritiſtrend, betont Redner, da? das Haus gar 
nicht in der Lage ſei, gegenüber dem gewaltigen 
Stoff, der in derſelhen verarbrittt worden, irgend 
welche ſichere Kentrole auszuüben. Das Haus jr 
gar nicht im Stande, mit Stcherbett zu ſagen, ob 
dieſes Geſeß alle diejenigen Punkte auch wirklich 
trifft, auf welche es allein ankommt. Das Geſetz 
ſel unsollſtänbig, eine Summe von Punkten würde 
durch daſſelbe gar nicht berüyrt, aber es werde auch 
direkte Widerſprüche erzeugen. Das alte Kompe⸗ 
tenzgeſez hatte die Methode, daß er ſich ſagte, es 
ſei nur eine Einfügung in die Selbſtoerwallungs⸗ 
geſetze. Jetzt werbe dieſe Methode volkommen ver⸗ 
laſſen; das Geſeß enthalte eine Unſumme von 
Klauſeln, deten Anwendbarkelt in einzelnen Fällen 
überaus ſchwer ſet. Um dieſes Giſetz anzuwen 
den, jet eine ſtrenge juriſtiſche Kenntniß nöthig 
Einem Juriſtenkollegium könnte man dleſes Geſetz 
allenfalls in die Hände geben, nicht aber iu bie 
Hände von Laien. Könre wan denn von dieſen 
verlangen, daß fie ſich der Selbſtverwaltung mit 
Luſt und Liebe hingeben? Er ſage es rund her 


Birſtändniß. Auch mit dem Kompetenzgeſetz vom 
Jahre 1876 habe man ein Riſiko übernommen, 
aber damals jet der Geſichtspunkt überwiegend ge 
weſen, daß, wenn Silbſtver waltunge körper gebildet 
werden ſollen, dieſe auch ſofort in Aktivität geſetzt 
werden müßten. Zum zweiten Punkt übergehend, 
welſt Redner darauf hin, daß dieſes Geſetz doch 
nur einen proviſortſchen Charakter habe; darum 
möge man ſich mit einer Aenderung dis alten 
Kompetenzgeſetzes begnügen. Schaffe man ein neues 
Geſitz, daun ſchaffe wan auch ein neues Provi⸗ 
forium. Man trage damit Verwirrung in die 
Selbſtverwaltung. Er wolle ſich dagegen ausdrück 
lich verwahren, daß, wenn dieſes Geſetz dirjmige 
Wirkung huverbringt, wie ſie nach feiner Ueber⸗ 
zeugung dieſes Geſetz hervorbringen muß, dann die 
Selbſtverwaltungsgeſetze dieſe Wirkung nicht verſchul ⸗ 
det haben. Nicht er und ſeine Parti trage die 
Verantwyrtlichkeit für die Verwirrung, ſondern allein 
die konſetvative Partei. (Beifall links.) 


Abg. v. Rauchhaupt proleſtirt dagegen, 
daß die konſervative Partet burch dieſes Geſetz der 
Selbſtoerwaltung Schaden zufügen wolle, daß fie 
aus Bosheit gegen die Selbſtverwaltung das Geſetz 
in der Welſe, wir es geſchehen, amendirt babe. 
Die konſervative Partei habt im vorigen. Jah e, 
tretz des Widerſpruchs vom Miniſterkiſche, dringend 
gewarnt, die Wege weiterzugehen, die das Kompr⸗ 
tenzgeſetz 18 76 eingeſchlagen. 


auch für die westlichen Provinzen. Die Konſer⸗ 


U 
x 


Kind, das Sie groß gezogen, nicht in Ihre Hei⸗ 
mathprovinz aufnehmen, Sie wollen diiſes un ze 
rathene Kind im Oſten hierumirren laſſen. Dar⸗ 
auf laſſen wir uns nicht ein, wir verlangen, daß 
Sie auch dieſes Ihr Stiefkind bei ſich aufnehmen 
und ſehen, welche Früchte Sie mit Ihrer Erziehung 
erreichen werden. Eine Klarheit wird dadurch 
nicht geſchaffen, wenn, wie Herr Hänel will, für 
jede Provlnz eln beſonderes Zuſtändigkeitsgeſetz ge⸗ 
geben wied. Für dieſe Siſyphusarbeit wollen wir 
uns bedanken Das würde zum Partikularismus 
führen. Es mag ja ſein, daß man ſich im Weſten 
bei der liberalen Partti fürchtet, namentlich ange⸗ 
ſichts der bevorſtehenden Wahlen. Wir auf der 
konſervativen Seite werden aber nicht abſtehin von 
unſerem Beſtreben, dirſes Syſtem auch dort einzu⸗ 
füpren. (Beifall rechts) 

Abg Dlrichlet: Der Hinweis auf die 
Wahlen ſcheiyt mir wenig ſachgemäß, damit werden 
Sie auch ſchwerlich Eindruck im Lande machen. 
Ebenſswenig werde das mit dem Verſuch der Fall 
fein, die Komplizirtheit dieſes Grſetzes der Fort⸗ 
ſchrittspart i zur Laſt zu legen Es iſt dies das 
oft wiederholte Manöver, die Verantwortlichkeit für 
ein Geſetz, welches unter den Auſpizten einer lor ſer · 
vallven Regierung geſchaffen ik, uns aufzubürden. 
Wir find nicht die Verfaſſer des Organijatiund- 
geſezes. Wir müſſen dieſen Verſuch, uns die Kon⸗ 
ſeguenzen deſſelben zur Laſt zu legen, auf das Ent⸗ 
ſchledenſte zurückweisen. 

Abg. Dr. v. Bitter: Nachdem wir im 
vorigen Jahre das Organtſationsgeſetz beſchloſſen 
baben, iſt es unſere Pflicht, dieſem Geſttz den er⸗ 


forderlichen Inhalt zu 75 Der Abg. Hänel 
th auf 


hat dieſes Geſitz ein Gef ager genannt. 
Nun wird man ſich doch nicht verhehlen lönnen. 
daß die Einführung der Kreisordnung in den neun 
Provinzen nur eine Frage der Zelt iſt. Ueber die 
Wirkungen des Geſetzes in den neuen Provinzen 
läßt ſich allerdings nichts Beſtimmt“s fagen. 
Barum fielen die Herren aber nicht Amendemente 
zu den einzelnen Paragraphen, welche dem Intereſſe 
ber einzelnen Landes theile entſvrechen ? 
allein beſtimmt, für ditſes G.ſetz einzutreten, iſt 
die Ueberzeugung, daß wir mit dieſer Geſetz⸗ 
gebung zum Abſchluß kommen und Vorſorge krefr 
fen wüſſen, daß dirſe Geſetzgebung auch einhelt⸗ 
lich geſtaltet werde. Im Intereſſe der Einheit⸗ 
licskeit und der Vermeidung von Streitigkeiten em- 
pfehle ich Ihnen, den Antrag Hänel abzulehnen. 
(Beiſall rechts.) 

Abg. Rickert: Früher wartn Sie (zur 
Rechten) Gegner der Kreisordnung, nun haben 
Ste ſich mit derſelben befreundet. - Aber iropdem 
bleiben Sie dabei, die liberale Seite für dieſe Ge⸗ 
ſetzgebung verantwortlich zu machen. Ste ſagen, 
Sie Hätten noch im vorigen Jahre Ihre warnende 
Stimme erhoben; praktiſche Voeſchläge haben wir 
aber nicht gehört. Auch im vorigen Jaire haben 
Sie Nichts gethan für die Vereinfachung des Ge⸗ 
jeges in Bezug auf die Herabminderung des In⸗ 
ſtenzenzuges. Und wer hat denn das Komp tenz⸗ 
geſitz, das Sie uns zuſchreiben, gemacht? Die 
Verfechter ſaßen in Ihren Reihen. Das foll kein 
Vorwurf ſein, denn dieſe Sache ſoll leine Partet⸗ 
ſoche fein. Dagegen habe ich und der Abg. Rich⸗ 
ter bis zum letzten Augenblicke dagegen geſprochen. 
Das Geſetz iſt alfo ebenſo von den Konfervativen 
wie von lüberaler Seite zu Stande gebracht wor⸗ 


Inſerate: Die 4geſpaltene Petitzetle 15 W rantg: 
Redaktion, Druck u. Verlag von R Graßmann. 


Sprechſtunden nur von 12—1 Ubr 


Stettin, Kirch latz Nr. 3. 


Freitag, den 14. Januar 1881. 


ja erſt dann eingeführt werden, wenn Kreis ⸗ und 


Provinzialordnung in den Einzelprovinzen einge⸗ 2: 
führt ſelen; ſomit würde der Antrag Hänel nur 


geeignet fein, eine Verzögerung der Geſammtgeſetz⸗ 
gebung herbeizuführen. Wenn der Abg. Hö 
ſage, die Kommiſſlon habe den Stoff nicht über- 
ſehen können, jo muß dem entgegengeſtellt werben, 
daß die Kommiſſton mit großer Aufopferung un 
viel Geſchick ihre Aufgabe gelöſt hat unte 
dauernder Mitwirkung des Antragſtellers, auch n 
doch alle neuen Provinzen bis auf eine in ber 
Kommifflon vertreten geweſen, und in den mod 
ausſtehenden zwei Berathungen werde man Gelegen⸗ 
heit haben, alle begründeten Wünſche zu prüfen. 
Gerade die Verhältniſſe in Naſſau, auf die der 
Abg. Hänel ſich berufen, ſelen am beſten geeignet, 
zu zeigen, daß die Einwände Hänels unbert t 
ſeien, denn die Zwiſchenverbände, auf die Hanel 
ſich berufen, zwiſchen Amtsbezirk und Kreis, den 
von tiefem Kompetenzgeſetz durchaus nicht beg 
Was die Klarheit und Deutlichkeit der Beftimmun- 
gen wegen der Konkurrenz fo vielfeitiger gejeblicher 
Beſtimmungen anbelange, die Abg. Hänel ebenfalls 
beſprochen hat, jo möge er doch nicht vergeſſen, 
daß die miiſten Beſtimmungen aus dem won ihm 
ſelbſt redigirten Kompetenzgeſetz von 1875 hinüber 
genommen fein. Er konne daher nur bitten, den 
Antrag Hänel abzulehnen. Noch mehr aber komme 
in Betracht, daß man endlich dazu zurückkehren 
müſſe, einheitliche Geſetze für die Geſammimotarchle 
zu erlaſſen, den Weg der ſtetigen Spezialgeſeßze 
müſſen wir vrrlaſſen, es iſt keine Täuſchung un 


Fiktion, wenn man für die einheitliche O gautſatton 
es iſt reale Wahetett. 


des Staats eintritt, ſonden 


Die Organtſaltonegeſcze und das Ges uber de 


Verwaltungsgerichte würden inhaltslos fein, wenn 
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wir jetzt nicht hier die Kompetenz der gefchaffenm 


Organiſatien regeln wollten, halbe Arbeit würde 
es ſtin, wenn man den geſchaffenen Rahmen nicht 
ausfüllan wollte; er bitte beshalb, den Antrag Hänel 


abzulihnenn. (Lebhafter Beifall) 
Abg. Dr. Brühl erklärt, in der Kommiſſion 
Was uns für den Antrag Hänel geſtimmt zu haben, ſich aber 


jetzt davon überzeugt zu haben, daß derſelde nicht 
gerechtfertigt ſei, des halb werde ır für den Kom- 
miſſtons antrag ſtimmen. 

Abg. von Bennigſen crlläct für ſich 
und feine Freunde, gehen den Antrag Hänel ſtim⸗ 
men zu wollen, da es durchaus erforderlich ſel, 
daß die Kompetenzgeſeßgebung auf das ganze Lau d 
ausgedehnt werde und in die einzelnen Provinzen 
eingeführt werde, ſobald die Kreis- und Provin⸗ 
zialorenung für dieſelben erlaſſen ſei; daß Hirrn 
Rickert die Kreisortnung für Hannover nicht ge⸗ 
falle, jet kein Grund gegen dies Geſetz. 
mit dieſem Geſetz den Abſchluß für die geſammte 
Verwaltungs organiſallon zu ſchaffen. (Be fall 
rechts.) 


lich bemerkt der Abg. von Meyer (Arus wald), 
er ſtimme nicht aus Bosheit für die Kommiſſtons⸗ 
vorlage, wie ihm perſönlich der Abg. Hänel vor⸗ 
geworfen, ſondern um das ganze Land unter 
einer Geſetzgebung zu organiſtren. Wenn ſich 
dann im Lande eine Reaktton gegen dieſe Geſeß⸗ 
gebung geltend machen follte, jo werde ihm das 
ganz recht ſein. 

Nachdem der Referent Abg. Dr Gneiſt 
nochmals den Standpunkt der Mehrheit der Kom⸗ 


Er bitte i { 


Hierauf wird die Debatte geſchloſſen. Perſün⸗ 3 


Seine Bartet ziehe 
heute nur die Konſequenzen dieſer Geſetzgedung 


i „Sie Gur Bosi- 
angung der elgent⸗ ſchrittepartet, ſpeztell zum Abg. Hänel) wollten das dat es leiſtn möge. Aabrigens Ar das Geiß zub ringen. 


den. ebenfalls werde man die Einführung der mlſſion präziſirt hat, lehnt das Haus mit ſehr 
Selbſtoerwaltungsgeſetze in den neuen Provinzen großer Majorität den Antrag Hänel ab; dafür nur 
abwarten müſſen, bevor man an die Ausdehnung; der Fortſchritt, die Sez ſſtoatſten, Polen und wenige 
dis Kom p⸗tenzgeſttzes auf dieſelben herantritt. 6. Abg. vom Centrum. 
werde für den Antrag Hänel ſtimmen, nur ar; Der erſte Titel handelt von den Ayngrlegen⸗ 
dleſem Wege lönnen wir uns dagegen ſchützen, da heiten der Stadtgemeinden. 8 1 lautet nach der 
an unſerem Verwaltungs körper alle Jahre neu herum übereinſtimmenden Regierungs⸗ und Kommiſſtons· 
experimentirt wird. vorlage: „Die Aufficht des Staates über die Ver⸗ 
Miniſter des Innern Graf zu Eulen - waltung der ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten 
burg: Schon im vorigen Jahre ſei ein dem wird in erſter Inſtanz von dem Regierungspräſi⸗ 
Antrage Hänel Tongrwnter eingebracht Zunächſt denten, in höherer und letzter Juſtanz von dem 
würde die Annohme des Antrages das Bupanber | Dberpräfbenten geübt, unbeſchadet der in den Ge⸗ 
kommen des Geſetzes verzögern, da, weng dieſer ſetzn geordneten Mitwirkung des Bezirksrathes und 
Antrag angenommen mürbe, das Geſetz in die des Prosinztialrattzes. Für die Stadt Berlin tritt 
Kommiſſton zurückgewieſen werden müſſe, 
würde das Zuſtandelommen des Geſetzes in Frage präſident, an dle Stelle des Döerpräfldenten der 
srhelt werden. Wenn man, wie Häuel wil, erſt Miniſter bes Innern, für die bohenzollertoſchen 
alle Behörden in Berathung ziehen wolle und nicht Lande trütt an die Stelle dee Oberpräſtdenten der 
nur die der Kreisbehörden, jo würde das die fäuf⸗Miniſter des Innern. u 
bis ſechsſacht Arbeit von dem Sein, was das Haus ſichte behörden in ſtädtiſchen Gemeindeangelegenhelten 
letzt leiſen dane und was die Regierung wünsche, ſind in allen Inſtanzen innerhalb zwei Wochen an⸗ 


damit an die Stelle des Regierungspräfiventen der Ober⸗ 


Beſchwerden bei den Auf- 
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= Abg. Dirichlet und Kleſchke bean⸗ 
Aesgen eine ſolche Baffung, daß die Aufſicht nicht 
r dem Regierungs- und Oberpräſidenten, ſondern 
. dem Bezirks und Provinzlalrathe übertragen wer⸗ 
den ſolle. 

Br, Abg. Dr. Brüel erklärt ſich für das Amen- 
dement Dirichlet, da er die Selbstverwaltung voll 
nur Wahrheit werden ſehen wolle und für möglichſte 
Beſchränkung der Präfekten und Präſtdenten iſt. 

8 Abg. v. Bitter: Da es ſich um ſtaatliche 
und nicht um Angelegenheiten der Selbſtverwaltung 
handle, ſo empfehle es ſich auch, den Staat und 
nicht die Selbſtoerwaltungsbehörden mit dieſer Auf⸗ 
ſicht zu betrauen, deshalb möge das Haus die Re⸗ 
gierungs⸗Vorlage annehmen. 
f Abg. Dirichlet führt aus, daß die Kon⸗ 
ſervativen über dieſen Punkt ſelbſt nicht einig ſeien, 
ts handle ſich bei dieſer Aufſicht nicht um elne lau⸗ 
fende Verwaltung, ſondern um kommunale Dinge, 
die der Selbſtverwaltung näher ſtänden, deshalb 
empfehle ſich ſein Antrag. 
72 Abg. v. Liebermann: Wenn die kon⸗ 
ſervatide Partei früher auch in dieſem Punkte aus⸗ 
—  einandergegangen jet, fo ſei ſie jetzt vollſtändig ge- 
eeinigt in dem Willen, das im vorigen Jahre be- 
ſchloſſene Geſetz zur ganzen Aus führung zu bringen; 
wenn die Herren von der Linken noch befondere 
Bedenken hätten, fo ſelen bie Konſervatlven auch 
beute noch bereit, dieſe zu prüfen. Der Antrag 
Dtirrichlet werde eine heilloſe Verwirrung herbelfüh · 
ren, er ſei der Anſicht, daß ein Einzelbeamter dieſe 
Aaufſicht beſſer ausüben könne als ein Kollegium, 
da es ſich nicht nur um negative Aufſicht, ſondern 
vielfach auch um Anregungen ꝛc handle. Des halb 
babe ſich auch die Kommiſſion entſchloſſen, in zwel⸗ 
der Leſung den $ 1 wieder in der Faſſung der 
Reegierungs⸗Vorlage herzuſtellen. Auch würde die 
Bi; Information der Mitglieder der Bezirksräthe nie jo 
vollkommen ſein können, als die der Regierungs- 
Präſldenten, die Befürchtung des Abg. Dr. Brürl, 
es werde die Beſtimmung des Kommiſſtonsverſchla⸗ 
ges zu einer Präfektenwirthſchaft führen, jet wohl 
nach dem ganzen Geiſte unſerer Geſetzgebung un ⸗ 
berechtigt. 
8 Abg. Kieſchke rechtfertigt, daß für Berlin 
die Aufſichts inſtanz allerdings nicht im Bezirkerathe 
liegen könne, ſondern beim Ober⸗Präſtdenten biel- 
ben müſſe. ; 
Bi Abg. Hobrecht tritt aus feine Erfahrung 
für die Regierungevsrlage ein. 
Die Diskuſſton wird geſchloſſen. 
* 8 1 wird hierauf nach der Reglerungs vorlage 
angenommen. 

N Für den Antrag Dirichlet ⸗Kieſchke ſtimmten 
nur der Fortſchritt, die Sezeſſtontſten, Polen und 
sen Heiner Theil des Centrums. 

3 Die Sitzung wird ſodann vertagt. 
RNaächſte Sitzung: Freitag 11 Uhr. 
Laages ordnung: Fortſetzung der heutigen Be⸗ 
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3 Deutſchland. 

* Berlin, 13. Januar. Die „Deutsche Peters⸗ 
burger Zeitung“ veröffentlicht an ihrer Spitze einen 
Artikel, worin als eine Thatſache, die außtrordent⸗ 
Ach ſchwer ins Gewicht falle, die jetzt ſeor freund 
ſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Rußland und 
Dieꝛutſchland⸗Oeſterreich hervorgehoben werden. Man 
babe ſich in Berlin und Wien von der frirdlichen 
und auch richtigen Politik Rußlands überzeugt und 
ſ ſei ein freundſchaftliches Verhältniß zwiſchen den 
drei Kaiſerreichen angebahnt. Manche Anzeichen 
ſprechen allerdings für die Erneuerung des Drei⸗ 
Llaiſerverhältniſſes, wie man ſagte, nachdem von 


einem Dretkaiſerbündniſſe nicht mehr die Rede ſein 
konnte. Es verſtärkt ſich durch dieſen allerdings 
weſentlichen Umſtand die Hoffnung auf Erhaltung 
des Friedens. Alle Mächte, mit Frankreich an der 
Spitze, wirken in Konſtantinopel und Athen für fr. 
3 In dem jetzt bekannt gewordenen franz ſiſchen Rund⸗ 
ſchreiben vom 24. Dezember iſt beſonders bemer⸗ 
kenswerth der Nachdruck, mit wilchem Herr Barthe⸗ 
lempy Saint-Hilaire daß Pochen der Griechen auf 
einen vermeintlichen Rechtstitel, den ſte aus der 
Berliner Konferenz ableiten wollen, als einen offen ⸗ 
aren Irrthum zurückweiſt. Die Mächte hätten 
uur einen unmaßgeblichen Vorſchlag gemacht und 
Europa ſei durch nichts gebunden. Ferner iſt die 
Schärfe bemerkenswerth, mit welcher der franzöſiſche 
Miniſter die wahrſcheinlichen Folgen eines Krieges 
mnmiſchen Grüchenland und der Türkel als verhäng⸗ 
fol für alle civillſirten Nationen, ja, ſelbſt für 
Alten bezeichnet und mit den düſterſten Farben aus- 
malt. Das Rundſchreiben ſchließt mit den Wor⸗ 
ten: „Es iſt keine Ausſicht auf Ruhe, fo lange 
wir nicht annehmen können, daß Griechenland nach 
allem, was Europa in dem letzten halden Jahr⸗ 
pbaundert für daſſelbe gethan hat, die Verpflichtungen 
nicht vergißt, unter welchen es ſteht, und nicht 
beichten Herzens mit ſich ſelbſt die ganze clviliſtete 
Welt in den Abgrund reißt, den wir gezeigt haben.“ 
Man hat denn in Athen wenigſtens ſeitens der 
Regierung bereits gelindere Satten aufgeſpannt und 
5 die Türkei hat neuerdings den Mächten zugeflüftert, 
daß ihre Note vom 3. Oktober nicht ihr letztes 
Wort ſel. Ein billiger Ausgleich muß und wird 
gefunden werden. 
1 — Der Chef der Admiralität hat Nachrichten 
betreffs der Annahme und Einſtellung von Mann- 
ſchaften der Landbevölkerung als Freiwillige bei der 
Reichs flotte zuſammenſtellen laſſen, welche zu allge- 
meiner Kenntniß gebracht werden ſollen. Es han⸗ 
delt ſich dabel vorerſt um drei- und vierjährig Frei⸗ 
willige, die bei körperlicher Brauchbarkeit nur in 
8 Falle, daß Vakanzen vorhanden find, eingeftellt 
er In jenen Nachrichten ſind zunächſt die 
allgemeinen Beſtimmungen enthalten, dann die über 
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die Einſtellung vierjährig Freiwilliger bei den Ma⸗ 
troſendiviſtonen, es folgen Normen über die Ein- 
ſtellung ein- und dreijähriger Freiwilligen bei den 
Werftdivlſtonen, dem Seebataillon und den Ma⸗ 
troſen⸗Arkillerie-⸗Abthellungen. Eine beſondere Ein- 
ſtellung von Mannſchaften der Landbevölkerung be- 
hufs der Einſchlagung der Zahlmeiſterlaufbahn fin- 
det nicht ſtatt; es dürfen hierzu nur Leute des 
Dienſtſtandes von guter Qualiſtkatien und Füh⸗ 
rung ſowie von tadilloſem Charakter ausgebildet 
werden, und zwar ſolche, welche die Qualifikation 
zum Einjährig⸗Frelwilligen oder das Reifezeugniß 
für die Sekunda eines Gymnaſtiums oder einer 
Realſchule erſter Ordnung beſißzen, oder während 
ihrer Dienſtzeit Fähigkeiten an den Tag gelegt ha⸗ 
ben, welche vorausſetzen laſſen, daß ſie dereinſt eine 
Zahlmeiſterſtellung in der Marine einnehmen können. 
Ausland 

Wien, 13. Januar. Ein inſpirirter Artikel 
des Wiener „Fremdenblatt“ tritt allen Kombinatio⸗ 
nen entgegen, welche eine Neubeltbung des Drei⸗ 
Kalſerbundes oder irgend welche Verſchiebung der 
auſtrodeutſchen Allianz auftiſchen. Der Artikel kon⸗ 
ſtatirt, daß mit einziger Ausnahme der Czechen 
ſaͤmmtliche Parteien Oeſterreichs unbedingt die auſtro ⸗ 
deulſche Allianz wünſchen. Bezüglich Rußlands be⸗ 
ſtätigt der Artikel den derzeit beſtehenden friedlichen 
Charakter der ruſſiſchen Politik, demzufolge eine beſ⸗ 
ſere Geſtaltung der Beziehungen zwiſchen Berlin, 
Wien und Petersburg eingetreten jei, von ber Er- 
neuerung des Drei⸗Kalſerbundes ſei jedoch keine 
Rede. Der Artikel iſt insbeſondere gegen jene 
öſterreichiſchen Blätter gerichtet, welche, wie die alte 
Wiener „Preſſe“ in Deutſchland oſſtizlös gelten und 
fortwährend die Theilung des Orients mit Ruß 
land befürworten. 

Paris, 13. Januar. Der „Figaro“ behaup⸗ 
tet, der König von Würtemberg gratulirte Grevy 
von Cannes aus telegraphiſch zu dem Ausfall der 
Staatsrathswahlen. Grevy dankte angeblich mit 
Wünſchen für die Geneſung der Königin. 

Die Kommunarden Pyat und Vaillant ſind 
in ber Provinz bei den Staatsrathswahlen eklatant 
durchgefallen. 

Rom, 13. Januar. (Privattelegramm.) 
Zwiſchen der italtenſſchen und franzöſtſchen Preſſe 
iſt wegen der tuneſiſchen Angelegenheit plötzlich ein 
äußerſt heftiger Federkrleg ausgebrochen. Wie ich 
verſichern kann, haben jedoch diplomatiſche Ver⸗ 
handlungen eruſter Natur zwiſchen den beiden Mäch⸗ 
ten noch nicht ſtattgefunden. — Die „Capitale“ 
meldet aus Catania, daß trotz des Proteſtes des 
ruſſiſchen Konſuls dort ein junger, noch dazu an 
der Schwindſucht kranker Ruſſe für die Dauer des 
Aufenthaltes ber königlichen Familie in Sicklien 
verhaftet iſt. 

London, 13. Jannar. (B. T.) Alle libe⸗ 
ralen Blätter erklären anläßlich Gladſtones Antwort 
an die Deputation der iriſchen Liberalen, die Re⸗ 
gierung werde in ihrer Landbill weiter gehen müſſen, 
als Gladſtone in feiner Rede in der erſten Abend⸗ 
ſigung des Parlaments andeutete. Selbſt der 
„Staadard“ meint, die Landbill werde ſo ſich aus⸗ 
legen laſſen müſſen, daß zwei der „FF ganz und 
die Forderung nach „fisity tenme“ wenigſtens 
theilwelſe darunter verſtanden werden müſſe 


Provinzielles. 

Stettin, 14 Januar. Zur Warnung und 
Beherzigung junger Mütter, die bei etutretender 
Augenentzündung ihrer Neugeborenen oft nicht 
wiſſen, was ſie dagegen thun und anwenden ſollen, 
wollen wir unſeren Leſern hier mittheilen, was der 
Direktor der königl. ſächſiſchen Landes⸗Blinden⸗ 
anſtalt als Vorſitzender des zweiten europäiſchen 
Blindenlehrer ⸗Kongreſſes in dieſer Angelegenheit 
ſchreibt Wir überlaſſen ihm das Wort: „Es iſt 
eine arge Krankheit, die Augenentzündung der Neu⸗ 
geborenen. Wenn man in einer Blindenanſtalt 
drei Blinde ficht, jo darf man immer annehmen, 
daß einer davon durch fie um die Augen gekommen 
if. Kurze Zeit nach der Geburt iſt fie eingetre⸗ 
ten; an den inneren Litern eines Auges, manchmal 
auch beider Augen, hat ſie begonnen; dann iſt ſie 
auf den Augapfel übergegangen, der Eiter hat 
weiter gefreſſen, hat das Weiße und dann die vor⸗ 
dere Mitte des Auges zerſtört, ſo daß kein Licht⸗ 
ſtrahl mehr hineinfallen kann; denn es giebt keinen 
Menſchen auf der weiten Welt, der ein ſolches 
Auge je wieder ſehend machen könnte. Für wen 
ich dieſe Geſchichte erzähle? Für Diejenigen, bie 
noch Kinder zu hoffen haben und die Gefahr nicht 
kennen, die ihnen durch gewiſſenloſe Hebeammen 
bereitet werden kann. Man muß ſofort nach 
dem Arzte ſchicken, wenn die Entzündung eintritt 
und wenn er weit entfernt wohnt, ſo nimmt man 
weiche Leinewand, waͤſcht ſte rein aus, ſchlägt fie 
zuſammen, taucht ſie in ganz kaltes Waſſer, legt ſie 
auf die entzündeten Lider und wechſelt ſo oft, daß 
fie nicht warm wird. Der Eiter, der etwa ſchon 
aus den Augen dringt, wird mit Leinewand weg⸗ 
getupft; aber man muß dieſe Läppchen in den 
Ofen werfen und darf mit dem Eiter ja nicht an 
das andere Auge kommen, denn er iſt giftig und 
ſteckt an, wie die Peſt. Auf dieſe Weiſe fährt 
man fort, bis der Arzt kommt. Der hat ein 
Mittel, das beinahe immer mit Sicherheit wirkt; 
wenn es rechtzeitig und gehörig in die Augen ge⸗ 
träufelt wird, verhindert es die Vereiterung, dit 
Krankheit iſt in kurzer Zeit gehoben und die Augen 
tines unſchuldigen Kindes find gerettet. Die Hebe 
ammen, die die Augenentzündung der Neugeborenen 
kennen, wenden oft warme erhitzende Umſchläge an, 
unter welchen die Kinder aber ſehr raſch erblinden. 
Iſt es nicht eine Schande, da es ein ſicheres Mittel 
gegen dieſe böſe Krankheit giebt, daß gegenwärtig 
in Deutſchland und in Oeſterreich gegen 2000 
Blinde leben, die an dieſer Krankheit um die 
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Augen gekommen find? 
zigen Fall zu verantworten hat, der mag ſehen, 
wie er mit ſeinem Gewiſſen fertig wird.“ 

— Bei dem ſeit einigen Tagen eingetretenen 
ſcharfen Froſt möchten wir unſere Leſer und beſon⸗ 
ders die Herren Haus beſizer auf die vom Ingenieur 
Chr. Peterſen in Berlin angefertigten Patent⸗ 
Rohrwärmer aufmerkſam machen, die einen ſicheren 
Schutz gegen das Einfrieren der Haus waſſerleitungs⸗ 
röhren bieten und deren Anbringung und Bedte⸗ 
nung äußerſt einfach und billig iſt. Ein Abſtellen 
der Waſſerleitung iſt daher bei Froſtwetter nicht 
mehr erforderlich. Der Patent⸗Rohrwärmer iſt be⸗ 
reits mit großem Erfolge in Berlin, Leipzig, 
Aachen, Köln, Düffeldorf, Elberfeld, Dortmund, 
Münſter, Hannover, Braunſchweig, Halle, Zittau, 
Liegnitz, Poſen, Dresden, Bremen, Breslau und 
Frankfurt a. M. eingeführt. In letzterer Stadt 
auch im neuen Opernhaus und Dekorations⸗Ma⸗ 
gazin. Auch hat der Mag iſtrat von Frank⸗ 
furt a. M größeren Kredit bewilligt für weitere 
Einrichtungen gegen das Einfrieren der Waſſer⸗ 
leitungsröhren ſtädtiſcher Gebüude mittelſt Rohr⸗ 
wärmer, 

— Der Werkſtättenvorſteher der oberſchleſiſchen 
Eiſenbahn, Herr Paul Krüger in Stargard, if 
nach Ablegung der Staatsprüfung durch den Herrn 
Minifter für Handel und Gewerbe zum Regierungs- 
Maſchinenmeiſter ernannt worden. 

— Man ſchreibt der „Köln. Zig.“ aus Kiel: 
Gleich der neuen Korvette „Stein“ hat auch „Onti⸗ 
ſenau“ die Probefahrten nunmehr beendet; beide 
wiederum auf den Werften des Stettiner 
„Bulcan“ erbauten, mit Egels ſchen Maſchinen 
aus gerüſteten, zum Erſatz für ältere gedenlte Kor⸗ 
vetten baflimmie Schiffe haben ſich in jeder Dee 
hung befriedigend bewährt. I 

— Der Seefahrer Albert Koſchareck, 
welcher erſt am 3. d. Mts. aus dem hieſigen Ge⸗ 
fängniß, wo er eine Strafe wegen Diebſtahls ver⸗ 
büßte, enklaſſen if, betrat geſtern mit drei anderen 
Burſchen das große Wollweberſtraße 14 belegene 
Geſchäftelskal des Kaufmanns Bartels. Während 
fig feine Kollegen eine Cigarrenſpitze ausſuchen 
wollten, griff Koſchareck in eine auf dem Ladenliſch 
ſtchende Kiſte und entwendete daraus / Hundert 
Cigarren. Der Diebſtahl wurde jedoch ſofort ent · 
deckt und K. verhaftet. 

— Am 7. September v. J. erfolgte auf der 
Pölitzerſtraße in der Nähe des Neumann'ſchen Lo 
kals ein Zuſammenſtoß einer Droſchke mit einem 
Wagen der Straßen ⸗Eiſenbahn und wurden an den 
letzteren die Thüren beſchädigt. Die Polizeibehörde 
nahm an, daß den Droſchkenführer die Schuld an 


dem Zuſammenſtoß treffe, well er nicht vorſchrifts⸗ 
| mäßig reis gefahren jei und wurde gegen ihn ein 


Strafmandat in Höhe von 6 Mark erlaſſen. Er 
trug jedoch auf gerichtliche Entſcheidung an und war 
deshalb in der heutigen Sitzung des Schöffenge⸗ 
richts Termin anberaumt, in welchem durch die Be⸗ 
wels aufnahme feſtgeſtellt wurde, daß der Droſchken⸗ 
führer vorſchriftsmäßig gefahren jet und nur das 

eleis der Straßenbahn befahren habe, weil er 
einer anderen Droſchke ausweichen mußte. Es er⸗ 
folgte in Folge deſſen ſeine Freiſprechung. 

— Am 9. d. Mts. entſtand in einer im 
zweiten Stocke Scharnhorſiſtraße 3 belegenen Woh⸗ 
nung dadurch ein kleiner Beand, daß ein vierzehn ⸗ 
jähriges Mädchen einen brennenden Wachsſtock auf 
ein Spind ſtellte und ſich dann auf kurze Zeit 
entfernte. In dieſer Zeit brannte der Wachs⸗ 
ſtock nieder und entzündete einige Gegenſtände. 

— Geſtern Morgen entſtand in einer 3 Trep⸗ 
pen hoch in dem Haufe Brelteſtraße 17 belegenen 
Wohnung ein Gardinenbrand, doch wurde auch hier 
jede Gefahr ſchnell beſeltigt. 

— Seit Jahren bildete die Herſtellung einer 
neuen feſten Brücke über die Oder din Gegenſtand 
der Verhandlungen zwiſchen Oeſterreich und Preu⸗ 
ßen. Endlich iſt dieſer Gegenſtand ſeiner Exledi⸗ 
gung zugeführt und, wie wir erfahren, dieſer Tage 
die betreffende Brücke fertiggeſtellt worden, welche 
den Verkehr von Troppau über Hultſchin nach dem 
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Wer nur einem ela-] Bereln beitreten. Wie weſenllich und banfser ſich 


dieſe Aſſ kuranz bewähren wird, zeigt uns ein Blick 
auf die im vergangenen Herbſt verunglückten Kähne. 
Wie ſo mancher Schiffer hat dadurch einen ſchwe⸗ 
ren Schickſalsſchlag empfinden müſſen, wenn er zur 
Hebung ſeines vollgeſchlagenen Kahnes einige 100 
Mark deponiren ſollte und nicht dazu im Stande 
war. In dieſem Verein kann aber dann doch ſo⸗ 
fort bei einem ſolchen Unglücke die Kaſſe helfend 
eintreten Hoffentlich werden die Binnenſchiffer un- 
ſeres Kreiſes bald den Vortheil einer ſolchen in 
Ausſicht genommenen Aſſekuranz einſehen und in 
der noch in dieſem Monat beabſichtigten General ⸗ 
verſammlung recht zahlreich erſcheinen. 


chtes. 

— Bicomtefje v. Jauce ſchreibt „Erinnerungen“, 
die ſich vorzugsweiſe mit dem berühmten franzöſt⸗ 
ſchen Advokaten und Redner Berryer beſchäftigen. 
In dieſen Erinnerungen befindet ſich der nachfol⸗ 
gende herrliche Charakterzug. Berrper platbirte eines 
Tages für einen halbruinirten Kaufmann aus Mar- 
ſeille; von dem Ausgange des Prozeſſes hing Sein 
oder Nichtſein des Klienlen ab. Der Prozeß wurde 
gewonnen. Der Kaufmann fragte im Uebermaße 
der Freude feinen Retter, wie viel er ihm ſchuldig 
ei? 50,000 Francs, war die Antwort. Der Kauf ⸗ 

mann bezahlte die Summe; Berrper aber ſchickte 
ditſe der Tochter ſeines Klienten mit den Worten : 
„Als Hochzeltsgeſchenk. Nach dieſem großmüthigen 
Zuge begreiſt ſich, daß Berrper, der doch ſo viele 
Senſations-Prozeſſe durchgeführt, es eigentlich nie 
zu großen Reichthümern gebracht hatte. Jemand 
machte ihm deshalb Vorwürfe und ſagte: „Sie 
hätten ſich nur zu bücken gebraucht, um Millionen 
aufzuheben.“ — „Allerdinge,“ erwiderte Berryer, 
ich hätte mich aber bücken müſſen.“ 

— Eine wahrhaft ritterliche That, die auch 
von großem Edelſinn zeugt, hat in den Neujahrs⸗ 
tagen, als die Maas die fürchterlichen Ueberſchwem⸗ 
mungen anrichtete, wle ſie Holland noch nie erlebt, 
der Reichsgraf Wolff⸗Metternich auf Schloß Arcen 
beim Dorfe Arcen begangen. Der Graf durchſchritt 
das ganz überſchwemmte Dorf, ſoweit dies angän⸗ 
gig, zu Fuß, und dann durchfuhr er daſſelbe mit 
einem Kahn und holte perſönlich die hartbedrängten 
Frauen und Kinder aus den Häuſern und brachte 
ſte auf ſein Schloß, wo ſie Pflege und Speiſe 
erhielten; auch das Vieh, was. noch zu retten war, 
ließ der edle Graf auf ſein ſicheres Schloß bringen. 
Graf Wolff⸗Metlernſch, ein Mitglied der bekannten 
rheiniſchen Adelsfamilie, kann ſich des ewigen Dan- 
kes der Bewohner des Dorfes Arcen verſichert 
halten. 
| — (Die Jugend unter Waffen). „Figaro“ 
ſchreibt aus Parts: „Es iſt jetzt entſchteden, wir 
werden ein neues Armeekorps haben. Die mit der 
Leitung der Stadtſchulen beauftragte Munizipal 
kommiſſion hat beſchloſſen, daß alle Knaben der 
Freiſchulen vom elften bis zum dreizehnten Sabre 
als Soldaten gekleidet und bewaffnet werden Das 
macht im Ganzen 23 000 junge Soldaten, die in 
Batafllons zu 600 Köpfen eingetheilt werden. Die 
Bewaffnung beſteht nicht blos aus Gewehren, ſon⸗ 
dern auch aus Säbel⸗Bajonneten; als Kopfbedeckung 
iſt das Käppi angenommen. Die kleine Armer 
wird zum großen Vergnügen ihrer Mamas am 
erſten Mittwoch jeden Monats auf der Esplanade 
des Invalides aufmarſchlren. Man wird wahr⸗ 
ſcheinlich die Marfeillaiſe ingen.“ 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Wien, 13 Januar. Nach einer Mittheilung 
der „Preſſe“ hätte die öſterreichiſch ungariſche Zoll ⸗ 
konferenz im Detail einen prinzipiellen Beſchluß 
beider Regierungen betreffs eines Tarlfvertrags mit 
Deutſchland durchgeführt, und zwar unter einfacher 
Feſtlegung der beiden autonomen Tarife, jedoch mit 
Ausſchluß aller Poſitlonen, bezüglich deren eine Zoll · 
tarif-Aenderung in Ausſicht genommen je. Bei 
dem Entwurfe dieſer nunmehr an die deutſche Re⸗ 
gierung 1 e Propofitionen ſei keine Dif- 
ferenz hervorgetreten. 

Wien, 13. Januar. 


— 


In einem Londoner 


Bahnhofe der Nordbahn in Mähriſch⸗Oſtrau mit Briefe der „Polit. Korreſp.“ wird das ruſſiſch-chine⸗ 


deſſen reichen Kohlengruben vermitteln wird. Die 
Koſten ditſer Brücke, welche auf maſſioen Landpfei- 
lern und acht eichenen Doppeljochen ruht, betragen 
ca. 66,000 Mark und wurden theilweiſe auch von 
der preußiſchen Regierung beſtritten. 

— Auf die Gefährlichkett des Benzins iſt 
ſchon wiederholt in der Preſſe hingewieſen worden, 
doch immer noch finden ſich Unvorſichtige. So 
wollte neulich in Berlin eine junge Dame kurz vor 
beabſichtigtem Theaterbeſuch noch ſchnell die etwas 
unſauber gewordenen hellen Glaceehandſchnhe rei⸗ 
ulgen, zog ſie auf die Hände, befeuchtete fie mit 
Benzin und hlelt fle dicht an das brennende Licht, 
um ſo das mit einem reinen Läppchen vorgenom⸗ 
mene „Abrelben“ genauer betreiben zu können. Im 
Nu hatte die leicht entzündbare Flüſſigkeit Feuer 
gefaßt und die ſchöne Wäſcherin erlitt nicht unbt⸗ 
deutende Brandwunden an den zarten Händchen. 

Paſewalk, 12. Januar. Am Sonntag, den 
9. Januar er., war in Eggeſin in einem Gaſtlokale 
eine Zuſammenkunft der dort anſäͤſſigen Kahuſchif⸗ 
fer, denen von einem in Uecketmünde wohnhaften 
Kahnſchiffer die Gründung einer Aſſekuranz für 
Binnenſchifffahrt ans Herz gelegt wurde. Der 
Zweck dieſer Aſſekuranz If, den Binnenſchiffern für 
verunglückte Fahrzeuge eine Entſchädigung zu geben. 
Es wird zu vieſem Zwecke eine Kaſſe gegründet 
werden müſſen, die von einem Direktor, der auch 
zugleich die ganzen Vereinsgeſchäfte leiten muß, 
verwaltet wird. In einer alljährlich fattfindenden 
Generalverſammlung wird übe: den Fonds Rech ⸗ 
nung abgelegt. Alle Binnenſchiffer, die ſich bereit 
erklären und deren Fahrzeug eine beſtimmte Trag · 
fähigkeit event. Werth überſteigen muß, können dem 


ſiſche Abkommen theilweiſe auf die bons offices 
zurückgeführt, welche das engliſche Kabinet auf das 
Bereitwilligſte geleiftet habe. 

Paris, 13, Januar. Der „Agence Havas“ 
wird aus Raguſa gemeldet, 14 Batatllone regulärer 
türkiſcher Truppen fein im Begriff, von Skutarl 
nach Janina abzugehen, auch Derwiſch Paſcha jei 
dorthin beordert. 

Haag, 13 Januar. Die allgemeine nieder⸗ 
länd iſche Friedensliga hat eine Zuſchrift an Glad⸗ 
ſtone gerichtet und darin demſelben in der Trans- 
vaal-Angelegenyeit eine Politik der Verſöhnung an⸗ 
empfohlen. ı ge 

Dublin, 13. Januar. Im Prozeß gegen 
Parnell und Genoſſen begann beute unter zahlrel⸗ 
chem Andrange des Publikums der Bertheidiger ber 
Angeklagten ſein Plaldoper. 

Rom, 13. Januar. Nach einer Meldung 
der „Agencia Stefan“ iſt die erwartete Zuſtimmung 
Deutſchlands zu dem Antrage Frankreichs auf einen 
Kollektivſchrut der Mächte in Athen bereits einge 
troffen. 

1 Konſtantinopel, 13 Januar. Die Minifter- 
kriſis, welche hier eingetreten war, gilt als wieder 
beigelegt. 

An Stelle Jomail Paſchas, welcher den Borflp 
in der Mllttärinſpektions Kommiſſton übernimmt, 
iſt der bisherige Generalgouverneur von Adrianopel, 
Reuf Paſcha, zum Kommandlrenden der kaiſerlichen 
Garde ernannt worden. ö 

Athen, 12. Januar. Die hieſigen Blätter 
betrachten das Schiedsgericht als von der griecht⸗ 
ſchen Regierung abgelehnt und billigen die Berwer 


fung deſſelben. 


——ů 
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